
Die Rechtsgrundlage für
die Europäische Bür-
gerinitiative (EBI) fin-

det sich im „Vertrag von
Lissabon“, der am 1. De-
zember 2009 in Kraft getre-
ten ist. Demnach können
mindestens eine Million
Unionsbürger aus „einer er-
heblichen Anzahl von Mit-
gliedstaaten“ die Europäi-
sche Kommission ersuchen,
„im Rahmen ihrer Befugnis-
se geeignete Vorschläge zu
Themen zu unterbreiten, zu
denen es nach Ansicht jener
Bürgerinnen und Bürger ei-
nes Rechtsakts der Union
bedarf, um die Verträge um-
zusetzen“. Die Bedingungen
dafür wurden 2010 in einer
EU-Verordnung festgelegt,
die seit 1. April 2012 in der

gesamten Europäischen
Union direkt anwendbar ist.
In manchen Bereichen ließ
die Verordnung den Mit-
gliedstaaten einen gewissen
Spielraum – etwa bei der
Festlegung der zuständigen
Behörden oder beim genau-
en Modus der Überprüfung
von Unterstützungsbekun-
dungen. 

Eine Million Bürger. Eine
EBI muss von mindestens
einer Million EU-Bürgern
aus mindestens sieben Mit-
gliedstaaten unterstützt wer-
den, um der Europäischen
Kommission vorgelegt wer-
den zu können. In jedem
Mitgliedstaat ist ein Mini-
mum an Unterstützungsbe-
kundungen erforderlich –

von österreichischen Staats-
bürgern müssen mindestens
14.250 Unterstützungen vor-
liegen. 

Vor dem Start einer EBI
müssen sich zumindest sie-
ben EU-Bürger aus sieben
verschiedenen Mitgliedstaa-
ten zu einem „Bürgeraus-
schuss“ zusam men  schlie ßen.
Die Mitglieder des Bürger-
ausschusses werden als „Or-
ganisatoren“ bezeichnet. Sie
müssen bei Europawahlen
wahlberechtigt sein (in der
EU grundsätzlich ab dem 18.
Geburtstag, in Österreich ab
dem 16. Geburtstag) und ein
Anliegen formulieren, das
der Europäischen Kommissi-
on zur Prüfung vorgelegt
wird. Innerhalb von zwei
Monaten entscheidet die

Kommission, ob sie für das
Thema der Bürgerinitiative
zuständig ist – in ihren Kom-
petenzbereich fallen zum
Beispiel Fragen zu Umwelt,
Landwirtschaft, Verkehr
oder öffentlicher Gesundheit
– und ob das Begehren nicht
„offenkundig missbräuch-
lich“, unseriös oder schi-
kanös ist bzw. gegen die
„Werte der Union“ verstößt. 

Wird eine Bürgerinitiati-
ve registriert, können die Or-
ganisatoren beginnen, „Un-
terstützungsbekundungen“
zu sammeln. Für das Sam-
meln ist ein Jahr Zeit. Die
Unterstützungsbekundungen
müssen auf einheitlichen, in
der Verordnung festgelegten
Formularen zusammengetra-
gen werden – auf Papier
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Eine „Europäische Bürgerinitiative“ muss von mindestens einer Million EU-Bürgern aus mindestens sieben Mitgliedstaaten 
unterstützt worden sein, um der Europäischen Kommission vorgelegt werden zu können. 

Mitgestalten in der EU
Seit 1. April 2012 haben EU-Bürger die Möglichkeit, die Europäische Kommission mit einer 

„Europäischen Bürgerinitiative“ zur Setzung eines Rechtsakts aufzufordern. In Österreich wird das
neue direkt-demokratische Instrument durch das Innenministerium vollzogen.
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oder über das Internet. „Stra-
ßen-Sammlungen“ sind zu-
lässig, von den Organisatoren
sind europäische und nationa-
le Datenschutzvorschriften
einzuhalten. Wenn eine EBI
eine Million Unterstützungs-
bekundungen auf sich verei-
nigt hat, muss sich die Kom-
mission innerhalb von drei
Monaten mit ihr befassen. 

Die Organisatoren haben
das Recht auf eine öffentli-
che Anhörung im Europäi-
schen Parlament. Schließlich
entscheidet die Kommission
in einer formellen Mitteilung
über die weitere Vorgangs-
weise; sie ist nicht verpflich-
tet, einen Rechtsakt vorzu-
schlagen. 

EBI-Gesetz. In Österreich
finden sich neben der EU-
Verordnung zahlreiche wich-
tige Bestimmungen zur Eu-
ropäischen Bürgerinitiative
in einem „Europäische-Bür-
gerinitiative-Gesetz“, das
Ende März 2012 in Kraft ge-
treten ist. Aus diesem ergibt
sich unter anderem, dass für

die Vollziehung in Öster-
reich das Bundesministerium
für Inneres verantwortlich
ist. Die zuständige Behörde
für die Überprüfung der Un-
terstützungsbekundungen ist
die Bundeswahlbehörde im
Innenministerium. Anders
als bei einem nationalen
Volksbegehren ist für die
Unterstützung einer EBI kei-
ne Einbindung der Haupt-
wohnsitzgemeinden vorgese-
hen; die Organisatoren sam-

meln die Unterstützungen
der Bürger selbstständig und
legen sie am Ende der Sam-
melzeit dem BM.I vor. Auch
über das Internet können Un-
terstützungsbekundungen ge-
sammelt werden. 

Damit erlaubt die EBI
erstmals EU-weit eine Art
„elektronischer Partizipati-
on“ (E-Participation). Die
Europäische Kommission
stellt den Organisatoren für
das Online-Sammeln kosten-

los eine herunterladbare Soft -
ware zur Verfügung. Die di-
gitalen Unterstützungen müs-
sen mit einem Online-Sam-
melsystem zusammengetra-
gen werden, das in jenem
Staat zu zertifizieren ist, in
dem die Daten gespeichert
werden. In Österreich ist die
zuständige Behörde die Bun-
deswahlbehörde, die sich bei
der Überprüfung einer Be-
stätigungsstelle nach dem
Signaturgesetz, dem Zen-
trum für sichere Informati-
onstechnologie – Austria (A-
SIT), bedient. Die Abteilung
III/6 (Wahlangelegenheiten)
im Bundesministerium für
Inneres steht Bürgerinnen
und Bürgern für Fragen über
die EBI zur Verfügung.

Informationen und Links
finden sich auf der BM.I-
Website. Die Europäische
Kommission bietet Informa-
tionen über eine Telefon-
Hotline und im Internet.  

Gregor Wenda
www.bmi.gv.at/wahlen
http://ec.europa.eu/citizens-
initiative/
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Auskunftsrecht
Am 27. April 2012 traten

Änderungen des Strafregis -
tergesetzes und des Til-
gungsgesetzes in Kraft. Im
Strafregister erfolgen An-
passungen an EU-Recht. Ju-
gendwohlfahrtsträger erhal-
ten erstmals ein Auskunfts-
recht.

Mit der Novelle wird ein
Rahmenbeschluss des Rates
aus dem Jahr 2009 fristge-
recht umgesetzt, nachdem
Anpassungen des Bundes-
gesetzes über die justizielle
Zusammenarbeit in Strafsa-
chen mit den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union
(EU-JZG) bereits mit Jahre-
sanfang erfolgt sind. 

Mit der Gesetzesände-
rung werden die Rechts-
grundlagen für den Informa-
tionsaustausch auf Ersuchen

über die in einem Mitglied-
staat erfolgten strafgerichtli-
chen Verurteilungen ge-
schaffen. Die Übermittlung
erfolgt nicht mehr auf dem
Postweg, sondern mit einem
Formular in einer sicheren
elektronischen Datenverbin-
dung. Zuständig ist jeweils
die Zentralbehörde – in
Österreich kommt diese
Funktion dem Strafregister-
amt der Bundes polizeidi-
rektion Wien zu.

Die Umsetzung bedingt,
dass Österreich alle von den
Mitgliedstaaten im Zuge der
Verurteilung eines öster-
reichischen Staatsbürgers
übermittelten Informationen
speichern muss und bei ei-
ner Anfrage eines Mitglied-
staats eine Auskunft geben
muss. Hier wurde eine legis -
tische Lösung im Strafregis -
tergesetz gefunden. Nun-

mehr ist der Herkunftsstaat
zur Speicherung der über-
mittelten Informationen ver-
pflichtet, auch wenn das der
Verurteilung zugrunde lie-
gende Delikt nach seinem
Recht nicht gerichtlich straf-
bar ist. Auf diese Weise soll
er in die Lage versetzt wer-
den, anderen Mitgliedstaa-
ten über entsprechendes Er-
suchen vollständige Infor-
mationen übermitteln zu
können. 

Die technische Umset-
zung erfolgte im Rahmen
der Projekte ESK (Elektro-
nische Strafkarte) und EAS
(Elektronischer Austausch
von Strafregisterinformatio-
nen mit anderen Mitglied-
staaten der Europäischen
Union). 

Tilgungsgesetz. Die Än-
derung im Tilgungsgesetz

dient einem noch wirksame-
ren Schutz von Kindern und
Jugendlichen. 

Den Jugendwohlfahrts -
trägern wird die Möglich-
keit eingeräumt, zur Ver-
meidung oder zur Abwehr
einer Gefährdung eines be-
stimmten Kindes oder Ju-
gendlichen durch eine be-
stimmte Person eine Aus-
kunft aus dem Strafregister
zu jener Person erlangen zu
können, von der diese kon-
krete Gefährdung ausgeht. 

Die Jugendwohlfahrts-
behörde kann daher die Ge-
fährdungslage des Kindes
oder Jugendlichen mit dem
Wissen um ein allfälliges
strafrechtlich relevantes
Vor leben von Personen aus
dem Umfeld des Minder-
jährigen besser einschätzen
und Schutzvorkehrungen
treffen.              Peter Andre 

S T R A F R E G I S T E R

Europäische Bürgerinitiative: In Österreich ist das Bundes -
ministerium für Inneres für die Vollziehung zuständig. 
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